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Stipendiensätze 
werden erhöht 

(pafl) - Die Regierung hat dem 
Landtag den Bericht und Antrag zur 
Abänderung des Gesetzes über die 
staatlichen Ausbildungsbeihilfen vor­
gelegt. Die Abänderung beschränkt 
sich auf verschiedene Anpassungen 
an die Teuerung sowie auf die erfor­
derlichen EWR-Anpassungen. 

Die Regierung hat nach Gesetz die 
staatlichen Ausbildungsbeihilfen an­
zugleichen, wenn sich die Lebensko-
sten gemäss Lebenskostenindex um 
8% erhöht haben. Seit der letzten 
Anpassung im Frühjahr 1992 ist die 
Teuerung auf" 10,9% angewachsen. 
Obwohl zur Zeit der Preisanstieg 
stabil ist, muss die eingetretene Teue­
rung ausgeglichen werden, um die 
staatlichen Ausbildungsbeihilfen in 
der  bisherigen Kaufkraft zu erhalten. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
nicht alle Beträge einer Anhebung 
bedürfen, da es sich zum Teil um 
Höchstsätze handelt, die über den ef­
fektiven anrechenbaren Kosten lie­
gen. Eine unterschiedliche Er-

- höhung der einzelnen Beträge ist 
deshalb angemesSCE.. -

Hauptfaktoren für die Berech­
nung der staatlichen Ausbildungsbei­
hilfen sind die anerkennbaren Ko­
sten und die Skala der Erwerbs- und 
Vermögensverhältnisse, mit welcher 
die zumutbare Eigenleistung der El­
tern festgelegt wird. Die untere Ein­
kommensgrenze, ab welcher den El­
tern eine Eigenleistung zugemutet 
wird, soll von 50000 Franken-auf 
57 000 Franken erhöht werden. 

Um die derzeitige Ungleichbe­
handlung von selbständig und un­
selbständig- Erwerbenden entgegen­
zuwirken, soll der steuerbare Ertrag 
juristischer Personen,ran denen die 
Eltern massgeblich beteiligt sind, dem 
steuerbaren Erwerb der Eltern, wel­
cher der Berechnung der zumutbaren 
Eigenleistung der Eltern zugrunde 
liegt, hinzugerechnet, werden. Der  
steuerbare Ertrag juristischer Perso­
nen soll im Umfang der Beteiligung 
der Eltern berücksichtigt werden. 

Gemäss EWR7Abkommen werden 
Arbeitnehmern von Vertragsparteien 
des EWR-Abkommens die gleichen 
sozialen und steuerlichen Vergünsti­
gungen wie inländischen Arbeitneh­
mern gewährt. Für das Gesetz über 
die staatlichen Ausbildungsbeihilfen 
ergibt sich aus diesen Ausführungen 
die Konsequenz, dass bei der Ge-
währüng von Ausbildungsbeihilferi 
EWR-Angehörige den Liechtenstei­
nern gleichstellt werden. Dies hat 
aber nur geringe Auswirkungen. 

Erleichterte 
Einbürgerung 

(tk) - Im Juni dieses Jahres hat der 
Landtag der Teilrevision des Landes­
bürgerrechtes zugestimmt. Mit die­
ser Gesetzesänderung, welche Ende 
August in Kraft getreten ist, sind 
Mann und Frau in bezug auf die Wei­
tergabe der liechtensteinischen 
Staatsbürgerschaft gleichberechtigt. 
Die Regierung geht davon aus, dass 
insgesamt rund zweitausend Perso­
nen vom neuen Einbürgerungsver­
fahren Gebrauch machen. Regie­
rungschef-Stellvertreter . Thomas 
Büchel informierte gestern anläss­
lich des lokalen •Mediengesprächs 
über den Stand der Dinpp- Gemäss 
seinen Ausfübr»jigen  Wurden rund 
600 Anträge gestellt. Davon sind be­
reits 200 Einbürgerungen von der 
Regierung ausgeführt worden. Es 
wird erwartet, dass bis Ende Jahr tau­
send Anträge eingehen. Dies ent­
spräche einer Minderung der Aus­
länderquote um 3 Prozent. 

Das Ausmass der Krankenkassen-Affare wird ermittelt 
i 

Pressegespräch mit der Regierung über ein breitgespanntes Spektrum von Fragen - Rund 600 Anträge für erleichtertes Einbürgerungsverfahren 

(G.M.) - Die Frage, um wieviel Millio­
nen es sich bei der Krankenkassen-Affä­
re handelt, wird derzeit abgeklärt. Diese 
Aussage machte der zuständige Regie­
rungsrat Dr. Michael Ritter am gestrigen 
Pressegespräch mit der Regierung. Versi­
cherte. werden nach seinen Angaben 
nicht zu Schaden kommen. 

Das Pressegespräch umfasste wieder 
ein breitgespanntes Spektrum von Fra­
gen an die Regierungsmitglieder. Einlei­
tend stellte Regierungschef Dr. Mario 
Frick einen aussenpolitischen Bericht in 
Aussicht, den die Regierung in ihrer Sit­
zung am Dienstag verabschiedete. Regie­
rungschef-Stellvertreter Thomas Büchel 
konnte von einem neuen Privatschulge­
setz berichten, das als Schwerpunkt die 
Kostenbeteiligung an der  Waldorfschule 
umfasst. Nach seinen Ausführungen ha­
ben rund 600 Personen schon Anträge 
über die erleichterte Einbürgerung ge­
stellt. Die Regierung sprach überdies ei­
nen Kredit zur Erstellung eines Perso­
nenhandbuches, das im Nachgang zum 
Flurnamenbuch geschaffen werden soll. 
Das Projekt soll etwa 1,4 Mio. Fr. kosten 
und mehrere Jahre in Anspruch nehmen. 
DlS.Kosten will die Regierung mit den 
Gemeinden aufteilen. 

Die Affäre um vier Krankenkassen, die 
Grenzgänger gegen die gesetzlichen Be-

Pressegesprüch mit d ir  Regierung: Von links Regierungsrat Dr. Michael Ritter, Aussenministerin Dr. Andrea Willi, Regierungschef 
D n  Mario Frick, Regierungschef-Stellvertreter Thomas Büchel und Verkehrsministerin Dr. Cornelia Gassner. (Bild: vito) 

Stimmungen zu staatlich subventionier­
ten Bedingungen versicherten, beschäf­
tigt derzeit die Regierung. Nach den 
Ausführungen von jftegierurigsrat Dr. 
Michael Ritter überprüft das Amt für 
Volkswirtschaft den iUmfang dieser zu­
viel bCZCgSüen SubWntionen, der nach 
Angaben von Insidern iiTliie ^llIiönsn 

geht. Die Regierung ist gemäss Sozial-
und Wirtschaftsminister zuversichtlich, 
wieder in den Besitz dieser zu Unrecht 
ausbezahlten Subventionen zu gelangen, 
weil jährlich Subventionsgesuche der 
Krankenkassen vorliegen würden. So­
bald das Ausmass der  Affäre bekannt sei, 
könne mit der Verrechnung begonnen 

Ol 
werden. «Wir sind fh einer guten Posi­
tion», meinte Dr. Nlichael Ritter. Schä­
den für Versicherte'wird es nach seinen 
Worten nicht geben.' 

Offen blieb die Frage nach der Verant­
wortung, zumal die'Regierung laut Ge­
setz i 
auszuüben hat. 

- P  
u 

Regierungsrat Dr. Michael Ritter nahm Stellung zur Zunahme derAnbeitslösigkeit in unserem Land - Massnahmenpakei verwirklicht 
(G.M.) - Auch'dps Fürstentum Liech­

tenstein verfügt über eine relativ hohe ' 
Sockelarbeitslosigkeit, von der nach'' 
Angaben von Wirtsichaftsminister Dr. 
Michael Ritter nur schwer wegzukom­
men ist. Im August wären 275 Personen 
als arbeitslos gemeldet, 37 ehemals Be­
schäftigte mehr als im Vormonat. Nach 
seiner Einschätzung handelt es sich trotz 
dieses Anstiegs praktisch um eine Sta­
gnation der Arbeitslosenquote, die bei 
derzeit 1,2 Prozent liegt. 

Der Wirtschaftsminister hatte für die 
Sommermonate einen Rückgang der Ar­
beitslosigkeit erwartet. Die von der Ar­
beitsvermittlungsstelle erhobenen Zah­
len weisen in die andere Richtung. Die 
Zunahme der Arbeitslosigkeit ist nach 
den Ausführungen von Regierungsrat Dr. 
Michael Ritter nicht auf eine Betriebs­
schliessung öder auf einen grösseren Stel­

lenabbau zürückzufühben, sondern auf 
eine Viclzfahl von einzelnen Arbeitslosen. 

SchwervermittelbareiArbeitslose 
Eine Schwierigkeitj;um von der hohen 

Sockelarbeitslosigkeit J wegzukommen, 
bildet nach den Angäben des Wirt­
schaftsministers die Schwierigkeit bei 
der Vermittlung einer relativ grossen 
Zahl von Arbeitslosen. Eine interne 
Analyse der Arbeitsvermittlungsstelle 
ergab, dass sehr viele Stellensuchende als 
mittelschwer- bis schwervermittelbar 
eingestuft werden. Als schwervermittel­
bar gelten nach der ATbeitsvermittlungs-
stelle jene Personen, die aufgrund des 
momentanen Arbeitsmarktes in ihrem 
Beruf in absehbarer Zeit keine Stelle fin­
den. Die Gründe dafür sind nach dieser 
Analyse verschiedenartig: Fortgeschrit­
tenes Alter spielt eine Rolle, aber auch 

hohes Lohnniveau oder die Überqualifi­
kationen für bestimmte Bewerbungen. 
Hinzu kommen andere.Gründe wie man­
gelnde Deutschkenntnisse, Alkohol-; 
Drogen- oder andere Suchtprobleme, die 
Belastung mit physischen und'psychi­
schen Beschwerden, mangelnde Mobi­
lität oder gerichtliche Schwierigkeiten. 

Hoher Ftauenanteij v 
Innert Jahresfrist hat die Zahl der be­

zugsberechtigten Arbeitslosen in unse­
rem Land deutlich zugenommen. Wäh­
rend Ende August 1995 noch 162 Perso­
nen von der Arbeitslosenversicherung 
unterstützt wurden, waren ein Jahr später 
bereits 261 Personen bezugsberechtigt. 
Die Arbeitsvermittlungsstelle registrier­
te Ende August 1996 insgesamt 275 Ar­
beitslose, von denen aber nur 261 die An­
spruchsberechtigung für den Bezug von 

Arbeitslosengeldern hatten. Total gab es  
zu diesem Zeitpunkü320 Stellensuchen­
de, wovon 178 oder #5,6 Prozent Mänher. 
und 142 oder 44,4 Pfözent Frauen. 
' Die Zahl der Offelten Stellen lässt, ob­
wohl im Jahre 1995-'eine Zunahme der 
Arbeitsplätze um 5-Prozent zu verzeich­
n e n d e r ,  keine grossen Hoffnungen auf 
eine' Besserung der Situation aufkom­
men. Konnte die 'Arbeitsvermittlungs­
stelle vor einem Jahi* noch 46.Stellen an­
bieten, so sank derön Zahl Ende August 
1996 auf 11 offene Stellen ab. 

Die Analyse der Arbeitsvermittlungs­
stelle, weist darauf hin, dass unter den 269 
gemeldeten Stellensuchenden, die Ende 
Juni 1996 gemeldet waren, nur 113 Liech­
tensteiner waren, was einem Anteil von 
42 % entspricht. 156 Stellensuchende 
oder 58 % waren andere in unserem 
Lande wohnhafte Staatsangehörige. 

Felsbrocken verursachte Verkehrsunfall 
Strasse zwischen Schaan und Nendein musste wegen eines Felsabsturzes gestern abend gesperrt werden 

Ein ungewöhnlicher Verkehrsunfall ereignete sich gestern abend kurz vor 20 Uhr beim Steinbruch in Nendeln. Ein Felsbrocken 
im Ausmass von fast einem Kubikmeter hatte sich im Wald gelöst und war auf die Fahrbahn gestürzt. Dabei traf er ein vorüber­
fahrendes Auto, das völlig zerstört wurde. Beim Unfall wurde eine Person unbestimmten Grades verletzt, die vom Rettungsdienst 
ins Spital verbracht wurde. Die Strasse Schaan - Nendeln bleibt nach Angäben von Verkehrsministerin Dr. Cornelia Gassner bis 
auf weiteres gesperrt, weil das Gelände nach weiteren Felsbrocken abgesucht werden muss. In der Dunkelheit war dieser Einsatz 
gestern abend nicht vollständig möglich. Die angekündigte Sperrung der Landstrasse Eschen - Nendeln wird vorerst nicht durch­
geführt, um die Umleitung des Verkehrs zu gewährleisten. (Bild: vito) 

Staatsgerichtshof 
revidiert Entscheid 
(G.M.) - Das Verfahren gegen Dr. 
Rainer Ospelt und Martin Gralla,die 
von der Regierung wegen Unregel­
mässigkeiten im Dienstverhalten 
entlassen wurden, muss neu .aufge­
rollt werden. Der Staatsgerichtshof 
hat einer Beschwerde der  beiiden Be­
schuldigten stattgegeben, weil sie im 
Verfahren in ihren verfassungsmäs.-
sig gewährleisteten Recht*" verletzt 
wurden. Die Verwaltungsbeschwerd-
SVnstanz (VBI) wurde vom Staatsge­
richtshof angewiesen, eine neuerli-; 
che Verhandlung anzuberaumen und 
eine neue Entscheidung herbeizu­
führen. 

Die VBI hatte die Regierungsent­
scheidung über die Entlassung der 
beiden Beschuldigten. gestützt und 
auf eine öffentliche Durchführung 
der Verhandlung verzichtet. «Allein 
wegen des aufgezeigten Verstosses 
gegen den verfassungsmässigen An­
spruch auf rechtliches Gehör bzw. 
auf ein faires Verfahren», befand der 
Staatsgerichtshof, sei die VBI-Ent-
scheidung aufzuheben und zur Neu­
entscheidung nach Durchführung ei­
ner öffentlichen Verhandlung zu­
rückzuweisen. 


